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VORWORT 

 

Diese Textsammlung enthält die Satzung der Europäischen Investitionsbank (EIB) sowie verschiedene die EIB 

betreffende Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union (EUV), des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union (AEUV) sowie der Protokolle Nr. 6, 7 und 28 zu diesen Verträgen. 

 

Die EIB ist mit eigener Rechtspersönlichkeit und Finanzautonomie ausgestattet und verfügt über eigene 

Entscheidungsorgane. Die Satzung der EIB ist dem EUV und dem AEUV als Protokoll (Nr. 5) beigefügt. Gemäß 

Artikel 51 EUV ist die Satzung der EIB Bestandteil beider Verträge. 

 

Gemäß Artikel 308 dritter Absatz AEUV kann der Rat auf Antrag der EIB und nach Anhörung des Europäischen 

Parlaments und der Kommission oder auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen 

Parlaments und der EIB die Satzung der Bank einstimmig gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren 

ändern. 

 

Der Wortlaut der Satzung sowie der oben erwähnten sonstigen Bestimmungen betreffend die EIB entspricht dem 

Wortlaut in der jeweils geänderten Fassung, der im Rahmen des Vertrags von Lissabon verabschiedet wurde. 

 

Die vorliegende konsolidierte Fassung der Satzung berücksichtigt insbesondere auch die Änderungen, die der Rat 

im Zuge des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union genehmigte. Grundlage dafür sind 

der Beschluss (EU) 2019/654 des Rates vom 15. April 2019 zur Änderung des Protokolls Nr. 5 über die Satzung 

der EIB und der Beschluss (EU) 2019/1255 des Rates vom 18. Juli 2019 zur Änderung des Protokolls Nr. 5 über 

die Satzung der EIB. 
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SATZUNG DER EUROPÄISCHEN INVESTITIONSBANK 

(Fassung vom 15. März 2025) 

 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

IN DEM WUNSCH, die in Artikel 308 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union vorgesehene 

Satzung der Europäischen Investitionsbank festzulegen, 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische Union und dem 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügt sind: 

Artikel 1 

Die durch Artikel 308 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union gegründete Europäische 

Investitionsbank, im Folgenden als „Bank“ bezeichnet, wird entsprechend diesen Verträgen und dieser Satzung 

errichtet; sie übt ihre Aufgaben und ihre Tätigkeit nach Maßgabe dieser Übereinkünfte aus. 

Artikel 2 

Die Aufgabe der Bank ist in Artikel 309 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union bestimmt. 

Artikel 3 

Nach Artikel 308 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union sind Mitglieder der Bank die 

Mitgliedstaaten. 

Artikel 4 

1. Die Bank wird mit einem Kapital von 248 795 606 881 Euro ausgestattet, das von den Mitgliedstaaten in 

folgender Höhe gezeichnet wird: 

Deutschland 46 722 369 149 

Frankreich 46 722 369 149 

Italien 46 722 369 149 

Spanien 28 033 421 847 

Belgien 12 951 115 777 

Niederlande 12 951 115 777 

Polen 11 366 679 827 

Schweden 8 591 781 713 

Dänemark 6 557 521 657 

Österreich 6 428 994 386 

Finnland 3 693 702 498 

Griechenland 3 512 961 713 

Portugal 2 263 904 037 
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Tschechische 

Republik 
2 206 922 328 

Ungarn 2 087 849 195 

Irland 1 639 379 073 

Rumänien 1 639 379 073 

Kroatien 1 062 312 542 

Slowakei 751 236 149 

Slowenien 697 455 090 

Bulgarien 510 041 217 

Litauen 437 633 208 

Luxemburg 327 878 318 

Zypern 321 508 011 

Lettland 267 076 094 

Estland 206 248 240 

Malta 122 381 664 

Die Mitgliedstaaten haften nur bis zur Höhe ihres Anteils am gezeichneten und nicht eingezahlten Kapital. 

2. Bei Aufnahme eines neuen Mitglieds erhöht sich das gezeichnete Kapital entsprechend dem Beitrag des 
neuen Mitglieds. 
 

3. Der Rat der Gouverneure kann einstimmig über eine Erhöhung des gezeichneten Kapitals entscheiden. 
 
4. Der Anteil am gezeichneten Kapital kann weder abgetreten noch verpfändet noch gepfändet werden. 

Artikel 5 

1. Das gezeichnete Kapital wird von den Mitgliedstaaten in Höhe von durchschnittlich 8,919255272 Prozent 

der in Artikel 4 Absatz 1 festgesetzten Beträge eingezahlt. 

 

2. Im Falle einer Erhöhung des gezeichneten Kapitals setzt der Rat der Gouverneure einstimmig den 

einzuzahlenden Hundertsatz sowie die Art und Weise der Einzahlung fest. Barzahlungen werden 

ausschließlich in Euro geleistet. 

 

3. Der Verwaltungsrat kann die Zahlung des restlichen gezeichneten Kapitals verlangen, soweit dies 

erforderlich wird, um den Verpflichtungen der Bank nachzukommen. 

 
Die Zahlung erfolgt im Verhältnis zu den Anteilen der Mitgliedstaaten am gezeichneten Kapital. 

Artikel 6 
(ex-Artikel 8) 

Die Bank wird von einem Rat der Gouverneure, einem Verwaltungsrat und einem Direktorium verwaltet und 

geleitet.  
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Artikel 7 
(ex-Artikel 9) 

1. Der Rat der Gouverneure besteht aus den von den Mitgliedstaaten benannten Ministern. 
 

2. Er erlässt die allgemeinen Richtlinien für die Kreditpolitik der Bank nach den Zielen der Union. 

Er achtet auf die Durchführung dieser Richtlinien. 
 

3. Er hat ferner folgende Befugnisse: 

(a) Er entscheidet über die Erhöhung des gezeichneten Kapitals gemäß Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 5 

Absatz 2; 

 
(b) für die Zwecke des Artikels 9 Absatz 1 legt er die Grundsätze fest, die für die Finanzgeschäfte im Rahmen 

der Aufgaben der Bank gelten; 

 
(c) er übt die in den Artikeln 9 und 11 für die Ernennung und Amtsenthebung der Mitglieder des 

Verwaltungsrats und des Direktoriums sowie die in Artikel 11 Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgesehenen 

Befugnisse aus; 

 
(d) er entscheidet nach Artikel 16 Absatz 1 über die Gewährung von Finanzierungen für 

Investitionsvorhaben, die ganz oder teilweise außerhalb der Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten 

durchgeführt werden sollen; 

 
(e) er genehmigt den vom Verwaltungsrat ausgearbeiteten Jahresbericht; 

 
(f) er genehmigt die Jahresbilanz und die Ertragsrechnung; 

 
(g) er nimmt die sonstigen Befugnisse und Obliegenheiten wahr, die ihm in dieser Satzung übertragen 

werden; 

 
(h) er genehmigt mit qualifizierter Mehrheit die Geschäftsordnung der Bank. 

 
4. Der Rat der Gouverneure ist im Rahmen der Verträge und dieser Satzung befugt, einstimmig alle 

Entscheidungen über die Einstellung der Tätigkeit der Bank und ihre etwaige Liquidation zu treffen. 

Artikel 8 
(ex-Artikel 10) 

Soweit in dieser Satzung nichts Gegenteiliges bestimmt ist, werden die Entscheidungen des Rates der 

Gouverneure mit der Mehrheit seiner Mitglieder gefasst. Diese Mehrheit muss mindestens 50 v.H. des 

gezeichneten Kapitals vertreten. 

Für die qualifizierte Mehrheit sind 18 Stimmen und 68 Prozent des gezeichneten Kapitals erforderlich. 

Die Stimmenthaltung von anwesenden oder vertretenen Mitgliedern steht dem Zustandekommen von 

Entscheidungen, für die Einstimmigkeit erforderlich ist, nicht entgegen. 
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Artikel 9 
(ex-Artikel 11) 

1. Der Verwaltungsrat entscheidet über die Gewährung von Finanzierungen, insbesondere in Form von 

Darlehen und Bürgschaften, und die Aufnahme von Anleihen; er setzt die Darlehenszinssätze und 

Provisionen sowie sonstige Gebühren fest. Er kann auf der Grundlage eines mit qualifizierter Mehrheit 

erlassenen Beschlusses dem Direktorium einige seiner Befugnisse übertragen. Er legt die Bedingungen und 

Einzelheiten für die Übertragung dieser Befugnisse fest und überwacht deren Ausübung. Er entscheidet mit 

qualifizierter Mehrheit den operativen Gesamtplan der Bank. 

 
Der Verwaltungsrat sorgt für die ordnungsmäßige Verwaltung der Bank; er gewährleistet, dass die Führung 

der Geschäfte der Bank mit den Verträgen und der Satzung und den allgemeinen Richtlinien des Rates der 

Gouverneure im Einklang steht. 

 
Am Ende des Geschäftsjahres hat er dem Rat der Gouverneure einen Bericht vorzulegen und ihn, nachdem 

er genehmigt ist, zu veröffentlichen. 

 
2. Der Verwaltungsrat besteht aus 28 ordentlichen und 31 stellvertretenden Mitgliedern, die gemäß diesem 

Absatz benannt werden. 

Die ordentlichen Mitglieder werden für fünf Jahre vom Rat der Gouverneure bestellt, wobei die einzelnen 

Mitgliedstaaten und die Kommission jeweils ein ordentliches Mitglied benennen. 

Die stellvertretenden Mitglieder werden für fünf Jahre vom Rat der Gouverneure wie folgt bestellt: 

• zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Bundesrepublik Deutschland benannt werden; 

• zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Französischen Republik benannt werden; 

• zwei stellvertretende Mitglieder, die von der Italienischen Republik benannt werden; 

• zwei stellvertretende Mitglieder, die vom Königreich Spanien und von der Portugiesischen Republik 

im gegenseitigen Einvernehmen benannt werden; 

• drei stellvertretende Mitglieder, die vom Königreich Belgien, vom Großherzogtum Luxemburg und 

vom Königreich der Niederlande im gegenseitigen Einvernehmen benannt werden; 

• drei stellvertretende Mitglieder, die von der Republik Kroatien, Ungarn und der Republik Polen im 

gegenseitigen Einvernehmen benannt werden; 

• vier stellvertretende Mitglieder, die vom Königreich Dänemark, von der Hellenischen Republik, von 

Irland und von Rumänien im gegenseitigen Einvernehmen benannt werden; 

• sechs stellvertretende Mitglieder, die von der Republik Estland, der Republik Lettland, der Republik 

Litauen, der Republik Österreich, der Republik Finnland und dem Königreich Schweden im 

gegenseitigen Einvernehmen benannt werden; 

• sechs stellvertretende Mitglieder, die von der Republik Bulgarien, der Tschechischen Republik, der 

Republik Zypern, der Republik Malta, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik im 

gegenseitigen Einvernehmen benannt werden; 

• ein stellvertretendes Mitglied, das von der Kommission benannt wird. 

Der Verwaltungsrat kooptiert sechs Sachverständige ohne Stimmrecht: drei ordentliche und drei 

stellvertretende Sachverständige. 

Die Wiederbestellung der ordentlichen Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder ist zulässig. 
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Die Einzelheiten für die Teilnahme an den Sitzungen des Verwaltungsrats und die für die stellvertretenden 

Mitglieder und die kooptierten Sachverständigen geltenden Bestimmungen werden in der 

Geschäftsordnung festgelegt. 

Bei den Sitzungen des Verwaltungsrats führt der Präsident des Direktoriums oder bei seiner Verhinderung 

ein Vizepräsident den Vorsitz; der Vorsitzende nimmt an Abstimmungen nicht teil. 

Zu Mitgliedern des Verwaltungsrats werden Persönlichkeiten bestellt, die jede Gewähr für 

Unabhängigkeit und Befähigung bieten. Sie sind nur der Bank verantwortlich. 

3. Ein ordentliches Mitglied kann nur dann seines Amtes enthoben werden, wenn es die für die Wahrnehmung 

seiner Aufgaben erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr erfüllt; in diesem Falle kann der Rat der 

Gouverneure mit qualifizierter Mehrheit seine Amtsenthebung verfügen. 

Wird ein Jahresbericht nicht genehmigt, so hat dies den Rücktritt des Verwaltungsrats zur Folge. 
 

4. Sitze, die durch Todesfall, freiwilligen Rücktritt, Amtsenthebung oder Gesamtrücktritt frei werden, sind nach 
Maßgabe des Absatzes 2 neu zu besetzen. Außer den allgemeinen Neubestellungen sind frei werdende Sitze 
für die verbleibende Amtszeit neu zu besetzen. 
 

5. Der Rat der Gouverneure bestimmt die Vergütung der Mitglieder des Verwaltungsrats. Er stellt fest, welche 

Tätigkeiten mit dem Amt eines ordentlichen oder stellvertretenden Mitglieds unvereinbar sind. 

Artikel 10 
(ex-Artikel 12) 

1. Jedes ordentliche Mitglied verfügt im Verwaltungsrat über eine Stimme. Es kann sein Stimmrecht ohne 

Einschränkung gemäß den in der Geschäftsordnung der Bank festzulegenden Regeln übertragen. 

 
2. Soweit in dieser Satzung nicht etwas Gegenteiliges bestimmt ist, werden die Entscheidungen des 

Verwaltungsrats von mindestens einem Drittel seiner stimmberechtigten Mitglieder, die mindestens 

50 Prozent des gezeichneten Kapitals repräsentieren, getroffen. Für die qualifizierte Mehrheit sind 

18 Stimmen und 68 Prozent des gezeichneten Kapitals erforderlich. In der Geschäftsordnung der Bank wird 

festgelegt, wann der Verwaltungsrat beschlussfähig ist. 

Artikel 11 
(ex-Artikel 13) 

1. Das Direktorium besteht aus einem Präsidenten und acht Vizepräsidenten, die mit qualifizierter Mehrheit 

vom Rat der Gouverneure auf Vorschlag des Verwaltungsrats, der mit qualifizierter Mehrheit gefasst wird, 

für sechs Jahre bestellt werden. 

Ihre Wiederbestellung ist zulässig. Der Rat der Gouverneure kann einstimmig die Zahl der Mitglieder des 

Direktoriums ändern. 

 
2. Der Rat der Gouverneure kann mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag des Verwaltungsrats, der mit 

qualifizierter Mehrheit beschließt, die Amtsenthebung der Mitglieder des Direktoriums anordnen. 

 

3. Das Direktorium nimmt unter der Aufsicht des Präsidenten und der Kontrolle des Verwaltungsrats die 

laufenden Geschäfte der Bank wahr. 

Es bereitet die Entscheidungen des Verwaltungsrats vor, insbesondere hinsichtlich der Aufnahme von 

Anleihen sowie der Gewährung von Finanzierungen, insbesondere in Form von Darlehen und Bürgschaften; 

es sorgt für die Durchführung dieser Entscheidungen. 
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4. Die Stellungnahmen des Direktoriums zu Vorschlägen für die Aufnahme von Anleihen und die Gewährung von 

Finanzierungen, insbesondere in Form von Darlehen und Bürgschaften, werden mit Mehrheit beschlossen. 

 
5. Der Rat der Gouverneure setzt die Vergütung der Mitglieder des Direktoriums fest und bestimmt, welche 

Tätigkeiten mit ihrem Amt unvereinbar sind. 

 
6. Die Bank wird gerichtlich und außergerichtlich vom Präsidenten oder bei seiner Verhinderung von einem 

Vizepräsidenten vertreten. 
 

7. Der Präsident ist der Vorgesetzte der Mitglieder des Personals der Bank. Er stellt sie ein und entlässt sie. Bei 

der Auswahl des Personals ist nicht nur die persönliche Eignung und die berufliche Befähigung zu 

berücksichtigen, sondern auch auf eine angemessene Beteiligung von Staatsangehörigen der einzelnen 

Mitgliedstaaten zu achten. In der Geschäftsordnung wird festgelegt, welches Gremium für den Erlass von 

Bestimmungen für das Personal zuständig ist. 

 
8. Das Direktorium und das Personal der Bank sind nur dieser verantwortlich und üben ihre Ämter unabhängig aus. 

Artikel 12 
(ex-Artikel 14) 

1. Ein Ausschuss, der aus sechs vom Rat der Gouverneure aufgrund ihrer Befähigung ernannten Mitgliedern 

besteht, prüft, ob die Tätigkeit der Bank mit den bewährtesten Praktiken im Bankwesen im Einklang steht, 

und ist für die Rechnungsprüfung der Bank verantwortlich. 

 

2. Der Ausschuss nach Absatz 1 prüft jährlich die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfte und der Bücher der Bank. 

Zu diesem Zweck überprüft er, ob die Geschäfte der Bank unter Einhaltung der in dieser Satzung und der 

Geschäftsordnung vorgesehenen Formvorschriften und Verfahren durchgeführt worden sind. 

 
3. Der Ausschuss nach Absatz 1 stellt fest, ob die Finanzausweise sowie sämtliche Finanzinformationen, die in 

dem vom Verwaltungsrat erstellten Jahresabschluss enthalten sind, ein exaktes Bild der Finanzlage der Bank 

auf der Aktiv- und Passivseite sowie ihres Geschäftsergebnisses und der Zahlungsströme für das geprüfte 

Rechnungsjahr wiedergeben. 

 
4. In der Geschäftsordnung wird im Einzelnen festgelegt, welche Qualifikationen die Mitglieder des 

Ausschusses nach Absatz 1 besitzen müssen und nach welchen Bedingungen und Einzelheiten der Ausschuss 

seine Tätigkeit ausübt. 

Artikel 13 
(ex-Artikel 15) 

Die Bank verkehrt mit jedem Mitgliedstaat über die von diesem bezeichnete Behörde. Bei der Durchführung ihrer 

Finanzgeschäfte nimmt sie die nationale Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats oder andere von diesem 

genehmigte Finanzinstitute in Anspruch. 

Artikel 14 
(ex-Artikel 16) 

1. Die Bank arbeitet mit allen in ähnlichen Bereichen tätigen internationalen Organisationen zusammen. 
 

2. Die Bank nimmt zu den Bank- und Finanzinstituten der Länder, auf die sie ihre Geschäftstätigkeit erstreckt, 

alle der Zusammenarbeit dienlichen Beziehungen auf. 
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Artikel 15 
(ex-Artikel 17) 

Auf Ersuchen eines Mitgliedstaats oder der Kommission oder von Amts wegen nimmt der Rat der Gouverneure 

die Auslegung oder Ergänzung seiner nach Artikel 7 dieser Satzung erlassenen Richtlinien gemäß den für ihren 

Erlass maßgebenden Bestimmungen vor. 

Artikel 16 
(ex-Artikel 18) 

1. Im Rahmen der ihr in Artikel 309 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union gestellten Aufgabe 

gewährt die Bank ihren Mitgliedern oder privaten oder öffentlichen Unternehmen Finanzierungen, insbesondere 

in Form von Darlehen und Bürgschaften für Investitionen, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten zu 

tätigen sind, soweit Mittel aus anderen Quellen zu angemessenen Bedingungen nicht zur Verfügung stehen. 

Die Bank kann auf Vorschlag des Verwaltungsrats durch eine vom Rat der Gouverneure mit qualifizierter 

Mehrheit gefasste Entscheidung auch Finanzierungen für Investitionen gewähren, die ganz oder teilweise 

außerhalb der Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten getätigt werden sollen. 

 
2. Die Gewährung von Darlehen wird so weit wie möglich von dem Einsatz auch anderer Finanzierungsmittel 

abhängig gemacht. 

 
3. Wird einem Unternehmen oder einer Körperschaft – mit Ausnahme der Mitgliedstaaten – ein Darlehen 

gewährt, so macht die Bank dies entweder von einer Bürgschaft des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet 

die Investition getätigt wird, oder von anderen ausreichenden Bürgschaften oder der finanziellen Solidität 

des Schuldners abhängig. 

Wenn die Durchführung der Vorhaben nach Artikel 309 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union dies erfordert, legt der Verwaltungsrat außerdem im Rahmen der vom Rat der Gouverneure nach 

Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe b festgelegten Grundsätze mit qualifizierter Mehrheit die Bedingungen und 

Einzelheiten für alle Finanzierungen fest, die ein spezielles Risikoprofil aufweisen und daher als eine 

Sondertätigkeit betrachtet werden. 

 
4. Die Bank kann Bürgschaften für Anleihen übernehmen, die von öffentlichen oder privaten Unternehmen 

oder von Körperschaften für die Durchführung der in Artikel 309 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union bezeichneten Vorhaben aufgenommen werden. 

 
5. Die jeweils ausstehenden Darlehen und Bürgschaften der Bank dürfen insgesamt ein vom Rat der Gouverneure 

einstimmig festzulegendes maximales Verhältnis zu dem gezeichneten Kapital, den Rücklagen, den nicht 

zugeteilten Provisionen und dem Überschuss der Gewinn- und Verlustrechnung nicht überschreiten. Der 

kumulierte Betrag der betreffenden Positionen wird unter Abzug einer Summe, die dem für jede Beteiligung der 

Bank gezeichneten – ausgezahlten oder noch nicht ausgezahlten – Betrag entspricht, berechnet. 

Der im Rahmen der Beteiligungen der Bank ausgezahlte Betrag darf zu keinem Zeitpunkt die Gesamtsumme 

des eingezahlten Teils ihres Kapitals, ihrer Rücklagen, der nicht zugeteilten Provisionen und des 

Überschusses der Gewinn- und Verlustrechnung überschreiten. 

Für die Sondertätigkeiten der Bank, die vom Rat der Gouverneure und vom Verwaltungsrat nach Absatz 3 

entschieden werden, ist ausnahmsweise eine besondere Einstellung in die Rücklagen vorzusehen. 

Dieser Absatz findet ebenfalls Anwendung auf den konsolidierten Abschluss der Bank. 

 
6. Die Bank sichert sich gegen das Wechselrisiko, indem sie die Darlehens- und Bürgschaftsverträge mit den 

ihres Erachtens geeigneten Klauseln versieht. 
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Artikel 17 
(ex-Artikel 19) 

1. Die Darlehenszinssätze, Provisionen und sonstigen Gebühren der Bank werden den jeweiligen Bedingungen 

des Kapitalmarkts angepasst und so bemessen, dass die Bank aus den Erträgen ihre Verpflichtungen erfüllen, 

ihre Kosten und ihre Risiken decken und gemäß Artikel 22 einen Reservefonds bilden kann. 

 
2. Die Bank gewährt keine Zinsermäßigungen. Lässt die Eigenart der zu finanzierenden Investition eine 

Zinsermäßigung angezeigt erscheinen, so kann der betreffende Mitgliedstaat oder eine dritte Stelle 

Zinsvergütungen gewähren, soweit die Gewährung mit Artikel 107 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union vereinbar ist. 

Artikel 18 
(ex-Artikel 20) 

Bei ihren Finanzierungsgeschäften beachtet die Bank folgende Grundsätze: 

1. Sie achtet auf die wirtschaftlich zweckmäßigste Verwendung ihrer Mittel im Interesse der Union. 

Sie darf nur dann Darlehen gewähren oder Bürgschaft leisten, 

(a) wenn der Zinsen- und Tilgungsdienst bei Investitionen von Produktionsunternehmen aus deren 

Erträgen und bei sonstigen Investitionen durch eine entsprechende Verpflichtung des Staates, in dem 

die Investition getätigt wird, oder auf andere Weise sichergestellt ist und 

(b) wenn die Investition zu einer Steigerung der volkswirtschaftlichen Produktivität im Allgemeinen 

beiträgt und die Verwirklichung des Binnenmarkts fördert. 

2. Sie darf weder Beteiligungen an Unternehmen erwerben noch Verantwortung bei deren Geschäftsführung 

übernehmen, es sei denn, dass dies für die Wahrnehmung ihrer Rechte erforderlich ist, um die Rückzahlung 

der von ihr ausgeliehenen Mittel zu sichern. 

Wenn die Durchführung der Vorhaben nach Artikel 309 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union dies erfordert, legt der Verwaltungsrat jedoch im Rahmen der vom Rat der Gouverneure nach Artikel 7 

Absatz 3 Buchstabe b festgelegten Grundsätze mit qualifizierter Mehrheit die Bedingungen und Einzelheiten 

für eine Beteiligung am Kapital eines Handelsunternehmens – in der Regel als Ergänzung eines Darlehens 

oder einer Bürgschaft – fest, soweit dies für die Finanzierung einer Investition oder eines Programms 

erforderlich ist. 

 
3. Sie kann ihre Forderungen auf dem Kapitalmarkt abtreten und von ihren Darlehensnehmern die Ausgabe 

von Schuldverschreibungen oder anderen Wertpapieren verlangen. 

 
4. Weder die Bank noch die Mitgliedstaaten dürfen Bedingungen vorschreiben, nach denen Beträge aus ihren 

Darlehen in einem bestimmten Mitgliedstaat ausgegeben werden müssen. 

 
5. Sie kann die Gewährung von Darlehen davon abhängig machen, dass internationale Ausschreibungen 

stattfinden. 

 
6. Sie darf eine Investition weder finanzieren noch zu ihrer Finanzierung beitragen, wenn der Mitgliedstaat, in 

dessen Hoheitsgebiet sie getätigt werden soll, Einspruch erhebt. 

 
7. Ergänzend zu ihren Darlehenstätigkeiten kann die Bank unter den vom Rat der Gouverneure mit 

qualifizierter Mehrheit festgelegten Bedingungen und Einzelheiten und unter Einhaltung dieser Satzung 

technische Unterstützungsdienste bereitstellen. 
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Artikel 19 
(ex-Artikel 21) 

1. Jedes Unternehmen oder jede öffentlich- oder privatrechtliche Körperschaft kann bei der Bank direkt einen 

Finanzierungsantrag einreichen. Dies kann auch entweder über die Kommission oder über denjenigen 

Mitgliedstaat geschehen, in dessen Hoheitsgebiet die Investition getätigt wird. 

 
2. Werden der Bank Anträge über die Kommission zugeleitet, so sind sie dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet 

die Investition getätigt wird, zur Stellungnahme vorzulegen. Werden sie der Bank über einen Staat zugeleitet, so 

sind sie der Kommission zur Stellungnahme vorzulegen. Werden sie von einem Unternehmen unmittelbar 

eingereicht, so sind sie dem betreffenden Mitgliedstaat und der Kommission vorzulegen. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten und die Kommission haben eine Frist von zwei Monaten zur Abgabe ihrer 

Stellungnahme. Ist diese Frist verstrichen, so kann die Bank das betreffende Vorhaben als genehmigt 

betrachten. 

 
3. Der Verwaltungsrat beschließt über die ihm vom Direktorium vorgelegten Finanzierungsgeschäfte. 

 
4. Das Direktorium prüft, ob die ihm vorgelegten Finanzierungsgeschäfte dieser Satzung, insbesondere den 

Artikeln 16 und 18, entsprechen. Spricht sich das Direktorium für die Gewährung der Finanzierung aus, so 

legt es den entsprechenden Vorschlag dem Verwaltungsrat vor; es kann seine positive Stellungnahme von 

Voraussetzungen abhängig machen, die es als wesentlich erachtet. Spricht sich das Direktorium gegen die 

Gewährung der Finanzierung aus, so unterbreitet es die Unterlagen mit seiner Stellungnahme dem 

Verwaltungsrat. 

 
5. Bei einer negativen Stellungnahme des Direktoriums kann der Verwaltungsrat die Finanzierung nur 

einstimmig gewähren. 

 
6. Bei einer negativen Stellungnahme der Kommission kann der Verwaltungsrat die Finanzierung nur 

einstimmig gewähren; bei dieser Abstimmung enthält sich das von der Kommission benannte Mitglied des 

Verwaltungsrats der Stimme. 

 
7. Bei einer negativen Stellungnahme des Direktoriums und der Kommission darf der Verwaltungsrat die 

Finanzierung nicht gewähren. 

 
8. Ist eine Umstrukturierung eines mit genehmigten Investitionen im Zusammenhang stehenden 

Finanzierungsgeschäfts zum Schutz der Rechte und Interessen der Bank gerechtfertigt, so ergreift das 

Direktorium unverzüglich die Dringlichkeitsmaßnahmen, die es für erforderlich hält, wobei es dem 

Verwaltungsrat unverzüglich Bericht zu erstatten hat. 

Artikel 20 
(ex-Artikel 22) 

1. Die Bank nimmt die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Anleihen auf den Kapitalmärkten auf. 

 
2. Die Bank kann auf den Kapitalmärkten der Mitgliedstaaten Anleihen nach den dort geltenden 

Rechtsvorschriften aufnehmen. 

Die zuständigen Stellen eines Mitgliedstaats, für den eine Ausnahmeregelung nach Artikel 139 Absatz 1 des 

Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union gilt, können dies nur dann ablehnen, wenn auf dem 

Kapitalmarkt dieses Staates ernstliche Störungen zu befürchten sind. 
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Artikel 21 
(ex-Artikel 23) 

1. Die Bank kann die verfügbaren Mittel, die sie nicht unmittelbar zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen benötigt, 

in folgender Weise verwenden: 

(a) Sie kann Anlagen auf den Geldmärkten vornehmen; 

(b) vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 2 kann sie Wertpapiere kaufen oder verkaufen; 

(c) sie kann alle sonstigen in ihren Aufgabenbereich fallenden Finanzgeschäfte vornehmen. 

 

2. Unbeschadet des Artikels 23 befasst sich die Bank bei der Handhabung ihrer Anlagen nur mit solchen 

Devisenarbitragen, die für die Durchführung ihrer Darlehensverträge oder die Erfüllung ihrer 

Verpflichtungen aus den von ihr aufgenommenen Anleihen oder gewährten Bürgschaften unmittelbar 

erforderlich sind. 

 
3. Auf den in diesem Artikel genannten Gebieten handelt die Bank im Einvernehmen mit den zuständigen 

Behörden oder der nationalen Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats. 

Artikel 22 
(ex-Artikel 24) 

1. Es wird schrittweise ein Reservefonds bis zum Höchstbetrag von 10 v.H. des gezeichneten Kapitals gebildet. 

Der Verwaltungsrat kann die Bildung zusätzlicher Rücklagen beschließen, wenn die Verbindlichkeiten der 

Bank es rechtfertigen. Solange der Reservefonds noch nicht in voller Höhe gebildet ist, sind an ihn 

abzuführen: 

(a) die Zinserträge der Darlehen, welche die Bank aus den nach Artikel 5 von den Mitgliedstaaten 

einzuzahlenden Beträgen gewährt hat, 

(b) die Zinserträge der Darlehen, welche die Bank aus den Rückzahlungen der unter Buchstabe a 

bezeichneten Darlehen gewährt hat, 

soweit diese Zinserträge nicht zur Erfüllung der Verpflichtungen und zur Deckung der Kosten der Bank 

benötigt werden. 

 
2. Die Mittel des Reservefonds sind so anzulegen, dass sie jederzeit entsprechend dem Zweck des Fonds 

eingesetzt werden können. 

Artikel 23 
(ex-Artikel 25) 

1. Die Bank ist jederzeit ermächtigt, ihre Guthaben in die Währung eines Mitgliedstaats, dessen Währung nicht 

der Euro ist, zu transferieren, um die Geschäfte durchzuführen, die der ihr in Artikel 309 des Vertrags über 

die Arbeitsweise der Europäischen Union und in Artikel 21 dieser Satzung gestellten Aufgabe entsprechen. 

Besitzt die Bank flüssige oder verfügbare Mittel in der von ihr benötigten Währung, so vermeidet sie, soweit 

möglich, derartige Transferierungen. 

 
2. Die Bank kann ihre Guthaben in der Währung eines Mitgliedstaats, dessen Währung nicht der Euro ist, nur 

mit dessen Zustimmung in die Währung dritter Länder konvertieren. 

 
3. Die Bank kann über die eingezahlten Kapitalbeträge sowie über die auf dritten Märkten aufgenommenen 

Devisen frei verfügen. 
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4. Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, den Schuldnern der Bank die erforderlichen Devisenbeträge zur 

Rückzahlung von Kapital sowie zur Zahlung von Zinsen für Darlehen und Provisionen für Bürgschaften zur 

Verfügung zu stellen, welche die Bank für Investitionen im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten gewährt hat. 

Artikel 24 
(ex-Artikel 26) 

Kommt ein Mitgliedstaat seinen Mitgliedspflichten aus dieser Satzung, insbesondere der Pflicht zur Einzahlung 

seines Anteils oder zur Bedienung in Anspruch genommener Darlehen nicht nach, so kann die Gewährung von 

Darlehen oder Bürgschaften an diesen Staat oder seine Angehörigen durch eine mit qualifizierter Mehrheit 

gefasste Entscheidung des Rates der Gouverneure ausgesetzt werden. 

Diese Entscheidung befreit den Mitgliedstaat oder seine Angehörigen nicht von ihren Verpflichtungen gegenüber 

der Bank. 

Artikel 25 
(ex-Artikel 27) 

1. Entscheidet der Rat der Gouverneure, dass die Tätigkeit der Bank einzustellen ist, so wird der gesamte 

Geschäftsbetrieb unverzüglich beendet; ausgenommen sind lediglich Amtshandlungen, die zur 

ordnungsmäßigen Verwertung, Sicherstellung und Erhaltung der Vermögenswerte sowie zur Regelung der 

Verbindlichkeiten notwendig sind. 

 
2. Im Falle der Liquidation bestellt der Rat der Gouverneure die Liquidatoren und erteilt ihnen Weisungen zur 

Durchführung der Liquidation. Er achtet auf die Wahrung der Rechte der Mitglieder des Personals. 

Artikel 26 
(ex-Artikel 28) 

1. Die Bank besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die juristischen 

Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt wird; sie kann insbesondere bewegliches und 

unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern sowie vor Gericht stehen. 

 
2. Das Vermögen der Bank kann in keiner Form beschlagnahmt oder enteignet werden. 

Artikel 27 
(ex-Artikel 29) 

Über Rechtsstreitigkeiten zwischen der Bank einerseits und ihren Gläubigern, Kreditnehmern oder dritten 

Personen andererseits entscheiden die zuständigen Gerichte der einzelnen Staaten vorbehaltlich der 

Zuständigkeiten, die dem Gerichtshof der Europäischen Union zuerkannt sind. Die Bank kann in einem Vertrag 

ein Schiedsverfahren vorsehen. 

Die Bank begründet in jedem Mitgliedstaat einen Gerichtsstand der Niederlassung. Sie kann in Verträgen einen 

besonderen Gerichtsstand bestimmen. 

Das Vermögen und die Guthaben der Bank können nur auf gerichtliche Anordnung beschlagnahmt oder der 
Zwangsvollstreckung unterworfen werden. 
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Artikel 28 
(ex-Artikel 30) 

1. Der Rat der Gouverneure kann einstimmig entscheiden, Tochtergesellschaften oder andere Rechtsträger mit 

eigener Rechtspersönlichkeit und finanzieller Autonomie zu errichten. 

 
2. Der Rat der Gouverneure entscheidet einstimmig über die Satzung der Einrichtungen nach Absatz 1. In dieser 

Satzung werden insbesondere Ziele, Aufbau, Kapital, Mitgliedschaft, Sitz, finanzielle Mittel, 

Interventionsmöglichkeiten, Prüfungsverfahren sowie die Beziehungen zwischen den Einrichtungen und den 

Organen der Bank festgelegt. 

 
3. Die Bank ist berechtigt, sich an der Verwaltung dieser Einrichtungen zu beteiligen und zum gezeichneten 

Kapital dieser Einrichtungen bis zur Höhe des vom Rat der Gouverneure einstimmig festgelegten Betrags 

beizutragen. 

 
4. Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union gilt für die Einrichtungen nach 

Absatz 1, soweit sie unter das Unionsrecht fallen, die Mitglieder ihrer Organe in Ausübung ihrer 

einschlägigen Aufgaben und ihr Personal in dem gleichen Maße und unter denselben Bedingungen wie für 

die Bank. 

Dividenden, Kapitalerträge oder andere Einkommen aus diesen Einrichtungen, auf die die Mitglieder mit 

Ausnahme der Europäischen Union und der Bank Anspruch haben, unterliegen indessen den einschlägigen 

Steuerbestimmungen. 

 
5. Der Gerichtshof der Europäischen Union ist innerhalb der im Folgenden festgelegten Grenzen für Streitfälle 

zuständig, die Maßnahmen der Organe einer dem Unionsrecht unterliegenden Einrichtung betreffen. Klagen 

gegen derartige Maßnahmen können von jedem Mitglied einer solchen Einrichtung in dieser Eigenschaft 

oder von den Mitgliedstaaten nach Artikel 263 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

erhoben werden. 

 
6. Der Rat der Gouverneure kann einstimmig entscheiden, dass das Personal von dem Unionsrecht 

unterliegenden Einrichtungen unter Einhaltung der jeweiligen internen Verfahren Zugang zu gemeinsam mit 

der Bank geführten Systemen erhält. 
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SONSTIGE DIE EUROPÄISCHE INVESTITIONSBANK 
BETREFFENDE BESTIMMUNGEN 
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Die Europäische Investitionsbank betreffende Bestimmungen des 
Vertrags über die Europäische Union 

Artikel 9 

Die Union achtet in ihrem gesamten Handeln den Grundsatz der Gleichheit ihrer Bürgerinnen und Bürger, denen 

ein gleiches Maß an Aufmerksamkeit seitens der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union zuteil 

wird. Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt. Die Unionsbürgerschaft tritt zur 

nationalen Staatsangehörigkeit hinzu, ohne diese zu ersetzen. 

Artikel 51 

Die Protokolle und Anhänge der Verträge sind Bestandteil der Verträge. 
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Die Europäische Investitionsbank betreffende Bestimmungen des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

Artikel 15 
(ex-Artikel 255 EGV*) 

1. Um eine verantwortungsvolle Verwaltung zu fördern und die Beteiligung der Zivilgesellschaft 

sicherzustellen, handeln die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter weitestgehender 

Beachtung des Grundsatzes der Offenheit. 

 
2. Das Europäische Parlament tagt öffentlich; dies gilt auch für den Rat, wenn er über Entwürfe zu 

Gesetzgebungsakten berät oder abstimmt. 

 
3. Jeder Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungsgemäßem Sitz 

in einem Mitgliedstaat hat das Recht auf Zugang zu Dokumenten der Organe, Einrichtungen und sonstigen 

Stellen der Union, unabhängig von der Form der für diese Dokumente verwendeten Träger, vorbehaltlich 

der Grundsätze und Bedingungen, die nach diesem Absatz festzulegen sind. 

Die allgemeinen Grundsätze und die aufgrund öffentlicher oder privater Interessen geltenden Einschränkungen 

für die Ausübung dieses Rechts auf Zugang zu Dokumenten werden vom Europäischen Parlament und vom Rat 

durch Verordnungen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren festgelegt. 

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen gewährleisten die Transparenz ihrer Tätigkeit und legen im 

Einklang mit den in Unterabsatz 2 genannten Verordnungen in ihrer Geschäftsordnung Sonderbestimmungen 

hinsichtlich des Zugangs zu ihren Dokumenten fest. 

Dieser Absatz gilt für den Gerichtshof der Europäischen Union, die Europäische Zentralbank und die 

Europäische Investitionsbank nur dann, wenn sie Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. 

Das Europäische Parlament und der Rat sorgen dafür, dass die Dokumente, die die Gesetzgebungsverfahren 

betreffen, nach Maßgabe der in Unterabsatz 2 genannten Verordnungen öffentlich zugänglich gemacht 

werden. 

Artikel 16 
(ex-Artikel 286 EGV) 

1. Jede Person hat das Recht auf Schutz der sie betreffenden personenbezogenen Daten. 

 
2. Das Europäische Parlament und der Rat erlassen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 

Vorschriften über den Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 

die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sowie durch die Mitgliedstaaten im Rahmen der 

Ausübung von Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fallen, und über den freien 

Datenverkehr. Die Einhaltung dieser Vorschriften wird von unabhängigen Behörden überwacht. 

Die auf der Grundlage dieses Artikels erlassenen Vorschriften lassen die spezifischen Bestimmungen des 

Artikels 39 des Vertrags über die Europäische Union unberührt. 

 

 

 

* EGV steht für Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. 
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Artikel 107 
(ex-Artikel 87 EGV) 

1. Soweit in den Verträgen nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln 

gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder 

Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt 

unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen. 

 
2. Mit dem Binnenmarkt vereinbar sind: 

(a) Beihilfen sozialer Art an einzelne Verbraucher, wenn sie ohne Diskriminierung nach der Herkunft der 

Waren gewährt werden; 

(b) Beihilfen zur Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außergewöhnliche 

Ereignisse entstanden sind; 

(c) Beihilfen für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands betroffener Gebiete der 

Bundesrepublik Deutschland, soweit sie zum Ausgleich der durch die Teilung verursachten 

wirtschaftlichen Nachteile erforderlich sind. Der Rat kann fünf Jahre nach dem Inkrafttreten des 

Vertrags von Lissabon auf Vorschlag der Kommission einen Beschluss erlassen, mit dem dieser 

Buchstabe aufgehoben wird. 

 
3. Als mit dem Binnenmarkt vereinbar können angesehen werden: 

(a) Beihilfen zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung von Gebieten, in denen die Lebenshaltung 

außergewöhnlich niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung herrscht, sowie der in Artikel 349 

genannten Gebiete unter Berücksichtigung ihrer strukturellen, wirtschaftlichen und sozialen Lage; 

(b) Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europäischem Interesse oder zur 

Behebung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats; 

(c) Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit 

sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen Interesse 

zuwiderläuft; 

(d) Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes, soweit sie die Handels- und 

Wettbewerbsbedingungen in der Union nicht in einem Maß beeinträchtigen, das dem gemeinsamen 

Interesse zuwiderläuft; 

(e) sonstige Arten von Beihilfen, die der Rat durch einen Beschluss auf Vorschlag der Kommission bestimmt. 

Artikel 126 
(ex-Artikel 104 EGV) 

1. Die Mitgliedstaaten vermeiden übermäßige öffentliche Defizite. 

[…] 

9. Falls ein Mitgliedstaat den Empfehlungen des Rates weiterhin nicht Folge leistet, kann der Rat beschließen, 

den Mitgliedstaat mit der Maßgabe in Verzug zu setzen, innerhalb einer bestimmten Frist Maßnahmen für 

den nach Auffassung des Rates zur Sanierung erforderlichen Defizitabbau zu treffen. 

Der Rat kann in diesem Fall den betreffenden Mitgliedstaat ersuchen, nach einem konkreten Zeitplan 

Berichte vorzulegen, um die Anpassungsbemühungen des Mitgliedstaats überprüfen zu können. 

[...] 

11. Solange ein Mitgliedstaat einen Beschluss nach Absatz 9 nicht befolgt, kann der Rat beschließen, eine oder 

mehrere der nachstehenden Maßnahmen anzuwenden oder gegebenenfalls zu verschärfen, nämlich 

• [...] 
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• die Europäische Investitionsbank ersuchen, ihre Darlehenspolitik gegenüber dem Mitgliedstaat zu 

überprüfen, 

• [...] 

Artikel 174 
(ex-Artikel 158 EGV) 

Die Union entwickelt und verfolgt weiterhin ihre Politik zur Stärkung ihres wirtschaftlichen, sozialen und 

territorialen Zusammenhalts, um eine harmonische Entwicklung der Union als Ganzes zu fördern. 

Die Union setzt sich insbesondere zum Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschiedenen Regionen 

und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete zu verringern. 

Unter den betreffenden Gebieten gilt besondere Aufmerksamkeit den ländlichen Gebieten, den vom 

industriellen Wandel betroffenen Gebieten und den Gebieten mit schweren und dauerhaften natürlichen oder 

demografischen Nachteilen, wie den nördlichsten Regionen mit sehr geringer Bevölkerungsdichte sowie den 

Insel-, Grenz- und Bergregionen. 

Artikel 175 
(ex-Artikel 159 EGV) 

Die Mitgliedstaaten führen und koordinieren ihre Wirtschaftspolitik in der Weise, dass auch die in Artikel 174 

genannten Ziele erreicht werden. Die Festlegung und Durchführung der Politiken und Aktionen der Union sowie 

die Errichtung des Binnenmarkts berücksichtigen die Ziele des Artikels 174 und tragen zu deren Verwirklichung 

bei. Die Union unterstützt auch diese Bemühungen durch die Politik, die sie mit Hilfe der Strukturfonds 

(Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft – Abteilung Ausrichtung, Europäischer 

Sozialfonds, Europäischer Fonds für regionale Entwicklung), der Europäischen Investitionsbank und der sonstigen 

vorhandenen Finanzierungsinstrumente führt. 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament, dem Rat, dem Wirtschafts- und Sozialausschuss und 

dem Ausschuss der Regionen alle drei Jahre Bericht über die Fortschritte bei der Verwirklichung des 

wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts und über die Art und Weise, in der die in diesem 

Artikel vorgesehenen Mittel hierzu beigetragen haben. Diesem Bericht werden erforderlichenfalls 

entsprechende Vorschläge beigefügt. 

Falls sich spezifische Aktionen außerhalb der Fonds und unbeschadet der im Rahmen der anderen Politiken der 

Union beschlossenen Maßnahmen als erforderlich erweisen, so können sie vom Europäischen Parlament und 

vom Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen beschlossen werden. 

Artikel 208 
(ex-Artikel 177 EGV) 

1. Die Politik der Union auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit wird im Rahmen der Grundsätze und 

Ziele des auswärtigen Handelns der Union durchgeführt. Die Politik der Union und die Politik der 

Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit ergänzen und verstärken sich gegenseitig. 

Hauptziel der Unionspolitik in diesem Bereich ist die Bekämpfung und auf längere Sicht die Beseitigung der 

Armut. Bei der Durchführung politischer Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer auswirken 

können, trägt die Union den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit Rechnung. 
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2. Die Union und die Mitgliedstaaten kommen den im Rahmen der Vereinten Nationen und anderer 

zuständiger internationaler Organisationen gegebenen Zusagen nach und berücksichtigen die in diesem 

Rahmen gebilligten Zielsetzungen. 

Artikel 209 
(ex-Artikel 179 EGV) 

1. Das Europäische Parlament und der Rat erlassen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren die zur 

Durchführung der Politik im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit erforderlichen Maßnahmen; diese 

Maßnahmen können Mehrjahresprogramme für die Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern oder 

thematische Programme betreffen. 

 
2. Die Union kann mit Drittländern und den zuständigen internationalen Organisationen alle Übereinkünfte 

schließen, die zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 21 des Vertrags über die Europäische Union und des 

Artikels 208 dieses Vertrags beitragen. 

Unterabsatz 1 berührt nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, in internationalen Gremien zu verhandeln 
und Übereinkünfte zu schließen. 
 

3. Die Europäische Investitionsbank trägt nach Maßgabe ihrer Satzung zur Durchführung der Maßnahmen im 
Sinne des Absatzes 1 bei. 

Artikel 228 
(ex-Artikel 195 EGV) 

1. Ein vom Europäischen Parlament gewählter Europäischer Bürgerbeauftragter ist befugt, Beschwerden von jedem 

Bürger der Union oder von jeder natürlichen oder juristischen Person mit Wohnort oder satzungsmäßigem Sitz in 

einem Mitgliedstaat über Missstände bei der Tätigkeit der Organe, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der 

Union, mit Ausnahme des Gerichtshofs der Europäischen Union in Ausübung seiner Rechtsprechungsbefugnisse, 

entgegenzunehmen. Er untersucht diese Beschwerden und erstattet darüber Bericht. 

Der Bürgerbeauftragte führt im Rahmen seines Auftrags von sich aus oder aufgrund von Beschwerden, die ihm 

unmittelbar oder über ein Mitglied des Europäischen Parlaments zugehen, Untersuchungen durch, die er für 

gerechtfertigt hält; dies gilt nicht, wenn die behaupteten Sachverhalte Gegenstand eines Gerichtsverfahrens sind 

oder waren. Hat der Bürgerbeauftragte einen Missstand festgestellt, so befasst er das betreffende Organ, die 

betreffende Einrichtung oder sonstige Stelle, das bzw. die über eine Frist von drei Monaten verfügt, um ihm seine 

bzw. ihre Stellungnahme zu übermitteln. Der Bürgerbeauftragte legt anschließend dem Europäischen Parlament 

und dem betreffenden Organ, der betreffenden Einrichtung oder sonstigen Stelle einen Bericht vor. Der 

Beschwerdeführer wird über das Ergebnis dieser Untersuchungen unterrichtet. 

Der Bürgerbeauftragte legt dem Europäischen Parlament jährlich einen Bericht über die Ergebnisse seiner 

Untersuchungen vor. 

 
2. Der Bürgerbeauftragte wird nach jeder Wahl des Europäischen Parlaments für die Dauer der Wahlperiode 

gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 

Der Bürgerbeauftragte kann auf Antrag des Europäischen Parlaments vom Gerichtshof seines Amtes 

enthoben werden, wenn er die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht mehr erfüllt oder eine 

schwere Verfehlung begangen hat. 

 
3. Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit aus. Er darf bei der Erfüllung seiner Pflichten 

von keiner Regierung, keinem Organ, keiner Einrichtung oder sonstigen Stelle Weisungen einholen oder 

entgegennehmen. Der Bürgerbeauftragte darf während seiner Amtszeit keine andere entgeltliche oder 

unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben. 
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4. Das Europäische Parlament legt aus eigener Initiative gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren 

durch Verordnungen nach Stellungnahme der Kommission und nach Zustimmung des Rates die 

Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten fest. 

Artikel 258 
(ex-Artikel 226 EGV) 

Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen, 

so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur 

Äußerung zu geben. 

Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht nach, so kann die 

Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen. 

Artikel 263 
(ex-Artikel 230 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen Union überwacht die Rechtmäßigkeit der Gesetzgebungsakte sowie der 

Handlungen des Rates, der Kommission und der Europäischen Zentralbank, soweit es sich nicht um 

Empfehlungen oder Stellungnahmen handelt, und der Handlungen des Europäischen Parlaments und des 

Europäischen Rates mit Rechtswirkung gegenüber Dritten. Er überwacht ebenfalls die Rechtmäßigkeit der 

Handlungen der Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Union mit Rechtswirkung gegenüber Dritten. 

Zu diesem Zweck ist der Gerichtshof der Europäischen Union für Klagen zuständig, die ein Mitgliedstaat, das 

Europäische Parlament, der Rat oder die Kommission wegen Unzuständigkeit, Verletzung wesentlicher 

Formvorschriften, Verletzung der Verträge oder einer bei ihrer Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm oder 

wegen Ermessensmissbrauchs erhebt. 

Der Gerichtshof der Europäischen Union ist unter den gleichen Voraussetzungen zuständig für Klagen des 

Rechnungshofs, der Europäischen Zentralbank und des Ausschusses der Regionen, die auf die Wahrung ihrer 

Rechte abzielen. 

Jede natürliche oder juristische Person kann unter den Bedingungen nach den Absätzen 1 und 2 gegen die an sie 

gerichteten oder sie unmittelbar und individuell betreffenden Handlungen sowie gegen Rechtsakte mit 

Verordnungscharakter, die sie unmittelbar betreffen und keine Durchführungsmaßnahmen nach sich ziehen, 

Klage erheben. 

In den Rechtsakten zur Gründung von Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union können besondere 

Bedingungen und Einzelheiten für die Erhebung von Klagen von natürlichen oder juristischen Personen gegen 

Handlungen dieser Einrichtungen und sonstigen Stellen vorgesehen werden, die eine Rechtswirkung gegenüber 

diesen Personen haben. 

Die in diesem Artikel vorgesehenen Klagen sind binnen zwei Monaten zu erheben; diese Frist läuft je nach Lage 

des Falles von der Bekanntgabe der betreffenden Handlung, ihrer Mitteilung an den Kläger oder in Ermangelung 

dessen von dem Zeitpunkt an, zu dem der Kläger von dieser Handlung Kenntnis erlangt hat. 

Artikel 265 
(ex-Artikel 232 EGV) 

Unterlässt es das Europäische Parlament, der Europäische Rat, der Rat, die Kommission oder die Europäische 

Zentralbank unter Verletzung der Verträge, einen Beschluss zu fassen, so können die Mitgliedstaaten und die anderen 

Organe der Union beim Gerichtshof der Europäischen Union Klage auf Feststellung dieser Vertragsverletzung erheben. 
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Dieser Artikel gilt entsprechend für die Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, die es unterlassen, tätig zu 

werden. 

Diese Klage ist nur zulässig, wenn das in Frage stehende Organ, die in Frage stehende Einrichtung oder sonstige 

Stelle zuvor aufgefordert worden ist, tätig zu werden. Hat es bzw. sie binnen zwei Monaten nach dieser 

Aufforderung nicht Stellung genommen, so kann die Klage innerhalb einer weiteren Frist von zwei Monaten 

erhoben werden. 

Jede natürliche oder juristische Person kann nach Maßgabe der Absätze 1 und 2 vor dem Gerichtshof 

Beschwerde darüber führen, dass ein Organ oder eine Einrichtung oder sonstige Stelle der Union es unterlassen 

hat, einen anderen Akt als eine Empfehlung oder eine Stellungnahme an sie zu richten. 

Artikel 271 
(ex-Artikel 237 EGV) 

Der Gerichtshof der Europäischen Union ist nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zuständig in 

Streitsachen über 

(a) die Erfüllung der Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus der Satzung der Europäischen Investitionsbank. 

Der Verwaltungsrat der Bank besitzt hierbei die der Kommission in Artikel 258 übertragenen Befugnisse; 

(b) die Beschlüsse des Rates der Gouverneure der Europäischen Investitionsbank. Jeder Mitgliedstaat, die 

Kommission und der Verwaltungsrat der Bank können hierzu nach Maßgabe des Artikels 263 Klage erheben; 

(c) die Beschlüsse des Verwaltungsrats der Europäischen Investitionsbank. Diese können nach Maßgabe des 

Artikels 263 nur von Mitgliedstaaten oder der Kommission und lediglich wegen Verletzung der Formvorschriften 

des Artikels 19 Absatz 2 und Absätze 5 bis 7 der Satzung der Investitionsbank angefochten werden; 

(d) die Erfüllung der sich aus den Verträgen und der Satzung des ESZB und der EZB ergebenden Verpflichtungen 

durch die nationalen Zentralbanken. Der Rat der Gouverneure der Europäischen Zentralbank besitzt hierbei 

gegenüber den nationalen Zentralbanken die Befugnisse, die der Kommission in Artikel 258 gegenüber den 

Mitgliedstaaten eingeräumt werden. Stellt der Gerichtshof der Europäischen Union fest, dass eine nationale 

Zentralbank gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat diese Bank die Maßnahmen 

zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben. 

Artikel 287 
(ex-Artikel 248 EGV) 

[...] 

3. Die Prüfung wird anhand der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an Ort und Stelle bei den anderen 

Organen der Union, in den Räumlichkeiten der Einrichtungen oder sonstigen Stellen, die Einnahmen oder 

Ausgaben für Rechnung der Union verwalten, sowie der natürlichen und juristischen Personen, die Zahlungen aus 

dem Haushalt erhalten, und in den Mitgliedstaaten durchgeführt. Die Prüfung in den Mitgliedstaaten erfolgt in 

Verbindung mit den einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganen oder, wenn diese nicht über die erforderliche 

Zuständigkeit verfügen, mit den zuständigen einzelstaatlichen Dienststellen. Der Rechnungshof und die 

einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorgane arbeiten unter Wahrung ihrer Unabhängigkeit vertrauensvoll 

zusammen. Diese Organe oder Dienststellen teilen dem Rechnungshof mit, ob sie an der Prüfung teilzunehmen 

beabsichtigen. 

Die anderen Organe der Union, die Einrichtungen oder sonstigen Stellen, die Einnahmen oder Ausgaben für 

Rechnung der Union verwalten, die natürlichen oder juristischen Personen, die Zahlungen aus dem Haushalt 

erhalten, und die einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorgane oder, wenn diese nicht über die erforderliche 

Zuständigkeit verfügen, die zuständigen einzelstaatlichen Dienststellen übermitteln dem Rechnungshof auf 

dessen Antrag die für die Erfüllung seiner Aufgabe erforderlichen Unterlagen oder Informationen. 
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Die Rechte des Rechnungshofs auf Zugang zu Informationen der Europäischen Investitionsbank im 

Zusammenhang mit deren Tätigkeit bei der Verwaltung von Einnahmen und Ausgaben der Union werden in 

einer Vereinbarung zwischen dem Rechnungshof, der Bank und der Kommission geregelt. Der Rechnungshof 

hat auch dann Recht auf Zugang zu den Informationen, die für die Prüfung der von der Bank verwalteten 

Einnahmen und Ausgaben der Union erforderlich sind, wenn eine entsprechende Vereinbarung nicht 

besteht. 

[...] 

Artikel 308 
(ex-Artikel 266 EGV) 

Die Europäische Investitionsbank besitzt Rechtspersönlichkeit. 

Mitglieder der Europäischen Investitionsbank sind die Mitgliedstaaten. 

Die Satzung der Europäischen Investitionsbank ist den Verträgen als Protokoll beigefügt. Der Rat kann auf Antrag 

der Europäischen Investitionsbank und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Kommission oder 

auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Europäischen 

Investitionsbank die Satzung der Bank einstimmig gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren ändern. 

Artikel 309 
(ex-Artikel 267 EGV) 

Aufgabe der Europäischen Investitionsbank ist es, zu einer ausgewogenen und reibungslosen Entwicklung des 

Binnenmarkts im Interesse der Union beizutragen; hierbei bedient sie sich des Kapitalmarkts sowie ihrer eigenen 

Mittel. In diesem Sinne erleichtert sie ohne Verfolgung eines Erwerbszwecks durch Gewährung von Darlehen und 

Bürgschaften die Finanzierung der nachstehend bezeichneten Vorhaben in allen Wirtschaftszweigen: 

(a) Vorhaben zur Erschließung der weniger entwickelten Gebiete; 

(b) Vorhaben zur Modernisierung oder Umstellung von Unternehmen oder zur Schaffung neuer 

Arbeitsmöglichkeiten, die sich aus der Errichtung oder dem Funktionieren des Binnenmarkts ergeben und 

wegen ihres Umfangs oder ihrer Art mit den in den einzelnen Mitgliedstaaten vorhandenen Mitteln nicht 

vollständig finanziert werden können; 

(c) Vorhaben von gemeinsamem Interesse für mehrere Mitgliedstaaten, die wegen ihres Umfangs oder ihrer 

Art mit den in den einzelnen Mitgliedstaaten vorhandenen Mitteln nicht vollständig finanziert werden 

können. 

In Erfüllung ihrer Aufgabe erleichtert die Bank die Finanzierung von Investitionsprogrammen in Verbindung mit 

der Unterstützung aus den Strukturfonds und anderen Finanzierungsinstrumenten der Union. 

Artikel 325 
(ex-Artikel 280 EGV) 

1. Die Union und die Mitgliedstaaten bekämpfen Betrügereien und sonstige gegen die finanziellen Interessen 

der Union gerichtete rechtswidrige Handlungen mit Maßnahmen nach diesem Artikel, die abschreckend sind 

und in den Mitgliedstaaten sowie in den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union einen 

effektiven Schutz bewirken. 

 



 

22 | Satzung und andere Vertragsbestimmungen 

2. Zur Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Interessen der Union richten, ergreifen 

die Mitgliedstaaten die gleichen Maßnahmen, die sie auch zur Bekämpfung von Betrügereien ergreifen, die 

sich gegen ihre eigenen finanziellen Interessen richten. 

 
3. Die Mitgliedstaaten koordinieren unbeschadet der sonstigen Bestimmungen der Verträge ihre Tätigkeit zum 

Schutz der finanziellen Interessen der Union vor Betrügereien. Sie sorgen zu diesem Zweck zusammen mit 

der Kommission für eine enge, regelmäßige Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden. 

 
4. Zur Gewährleistung eines effektiven und gleichwertigen Schutzes in den Mitgliedstaaten sowie in den 

Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union beschließen das Europäische Parlament und der 

Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren nach Anhörung des Rechnungshofs die 

erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die 

finanziellen Interessen der Union richten. 

 
5. Die Kommission legt in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten dem Europäischen Parlament und dem Rat 

jährlich einen Bericht über die Maßnahmen vor, die zur Durchführung dieses Artikels getroffen wurden. 

Artikel 339 
(ex-Artikel 287 EGV) 

Die Mitglieder der Organe der Union, die Mitglieder der Ausschüsse sowie die Beamten und sonstigen 

Bediensteten der Union sind verpflichtet, auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit Auskünfte, die ihrem Wesen 

nach unter das Berufsgeheimnis fallen, nicht preiszugeben; dies gilt insbesondere für Auskünfte über 

Unternehmen sowie deren Geschäftsbeziehungen oder Kostenelemente. 

Artikel 343 
(ex-Artikel 291 EGV) 

Die Union genießt im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte 

und Befreiungen nach Maßgabe des Protokolls vom 8. April 1965 über die Vorrechte und Befreiungen der 

Europäischen Union. Dasselbe gilt für die Europäische Zentralbank und die Europäische Investitionsbank. 
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Protokoll (Nr. 6) über die Festlegung der Sitze der Organe und 
bestimmter Einrichtungen, sonstiger Stellen und Dienststellen der 
Europäischen Union (Auszug) 
 

DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN – 

GESTÜTZT auf Artikel 341 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, und Artikel 189 des 

Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, 

EINGEDENK UND IN BESTÄTIGUNG des Beschlusses vom 8. April 1965, jedoch unbeschadet der Beschlüsse über 

den Sitz künftiger Organe, Einrichtungen, sonstiger Stellen und Dienststellen – 

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische Union, dem 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 

Atomgemeinschaft beigefügt sind: 

Einziger Artikel 

(…) 

h) Die Europäische Investitionsbank hat ihren Sitz in Luxemburg. 

(…) 
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Protokoll (Nr. 7) über die Vorrechte und Befreiungen der 
Europäischen Union (Auszug) 

Artikel 1 

Die Räumlichkeiten und Gebäude der Union sind unverletzlich. Sie dürfen nicht durchsucht, beschlagnahmt, 

eingezogen oder enteignet werden. Die Vermögensgegenstände und Guthaben der Union dürfen ohne 

Ermächtigung des Gerichtshofs nicht Gegenstand von Zwangsmaßnahmen der Verwaltungsbehörden oder 

Gerichte sein. 

Artikel 2 

Die Archive der Union sind unverletzlich. 

Artikel 3 

Die Union, ihre Guthaben, Einkünfte und sonstigen Vermögensgegenstände sind von jeder direkten Steuer 

befreit. 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten treffen in allen Fällen, in denen es ihnen möglich ist, geeignete Maßnahmen 

für den Erlass oder die Erstattung des Betrages der indirekten Steuern und Verkaufsabgaben, die in den Preisen 

für bewegliche oder unbewegliche Güter inbegriffen sind, wenn die Union für ihren Dienstbedarf größere 

Einkäufe tätigt, bei denen derartige Steuern und Abgaben im Preis enthalten sind. Die Durchführung dieser 

Maßnahmen darf jedoch den Wettbewerb innerhalb der Union nicht verfälschen. 

Von den Abgaben, die lediglich die Vergütung für Leistungen gemeinnütziger Versorgungsbetriebe darstellen, 

wird keine Befreiung gewährt. 

Artikel 4 

Die Union ist von allen Zöllen sowie Ein- und Ausfuhrverboten und -beschränkungen bezüglich der zu ihrem 

Dienstgebrauch bestimmten Gegenstände befreit; die in dieser Weise eingeführten Gegenstände dürfen im 

Hoheitsgebiet des Staates, in das sie eingeführt worden sind, weder entgeltlich noch unentgeltlich veräußert 

werden, es sei denn zu Bedingungen, welche die Regierung dieses Staates genehmigt. 

Der Union steht ferner für ihre Veröffentlichungen Befreiung von Zöllen sowie Ein- und Ausfuhrverboten und -

beschränkungen zu. 

Artikel 21 
(ex-Artikel 22) 

Dieses Protokoll gilt auch für die Europäische Investitionsbank, die Mitglieder ihrer Organe, ihr Personal und die 

Vertreter der Mitgliedstaaten, die an ihren Arbeiten teilnehmen; die Bestimmungen des Protokolls über die 

Satzung der Bank bleiben hiervon unberührt. 

Die Europäische Investitionsbank ist außerdem von allen Steuern und sonstigen Abgaben anlässlich der 

Erhöhungen ihres Kapitals sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit, die hiermit in dem Staat, in dem 

sie ihren Sitz hat, verbunden sind. Desgleichen werden bei ihrer etwaigen Auflösung und Liquidation keine 

Abgaben erhoben. Ferner unterliegt die Tätigkeit der Bank und ihrer Organe, soweit sie nach Maßgabe der 

Satzung ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer.  
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Protokoll (Nr. 28) über den wirtschaftlichen, sozialen und 
territorialen Zusammenhalt 
DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

UNTER HINWEIS darauf, dass in Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union unter anderen Zielen die Förderung 

des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts und der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 

erwähnt ist und dass dieser Zusammenhalt zu den in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union aufgeführten Bereichen gehört, in denen die Union über geteilte Zuständigkeit verfügt, 

UNTER HINWEIS darauf, dass der Dritte Teil Titel XVIII über den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen 

Zusammenhalt insgesamt die Rechtsgrundlage für die Konsolidierung und Weiterentwicklung der Unionstätigkeit 

im Bereich des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts, einschließlich der Schaffung eines 

neuen Fonds, darstellt; 

UNTER HINWEIS darauf, dass in Artikel 177 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union die 

Einrichtung eines Kohäsionsfonds vorgesehen ist, 

IN ANBETRACHT dessen, dass die EIB erhebliche und noch steigende Beträge zugunsten der ärmeren Gebiete ausleiht; 

IN ANBETRACHT des Wunsches nach größerer Flexibilität bei den Regelungen für die Zuweisungen aus den 

Strukturfonds; 

IN ANBETRACHT des Wunsches nach einer Differenzierung der Höhe der Unionsbeteiligung an den Programmen 

und Vorhaben in bestimmten Ländern; 

ANGESICHTS des Vorschlags, dem relativen Wohlstand der Mitgliedstaaten im Rahmen des Systems der eigenen 

Mittel stärker Rechnung zu tragen – 

BEKRÄFTIGEN, dass die Förderung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts für die 

umfassende Entwicklung und den dauerhaften Erfolg der Union wesentlich ist; 

BEKRÄFTIGEN ihre Überzeugung, dass die Strukturfonds bei der Erreichung der Unionsziele hinsichtlich des 

Zusammenhalts weiterhin eine gewichtige Rolle zu spielen haben; 

BEKRÄFTIGEN ihre Überzeugung, dass die EIB weiterhin den Großteil ihrer Mittel für die Förderung des 

wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts einsetzen sollte, und erklären sich bereit, den 

Kapitalbedarf der EIB zu überprüfen, sobald dies für diesen Zweck notwendig ist; 

VEREINBAREN, dass der Kohäsionsfonds finanzielle Beiträge der Union für Vorhaben in den Bereichen Umwelt 

und transeuropäische Netze in Mitgliedstaaten mit einem Pro-Kopf-BSP von weniger als 90 v.H. des 

Unionsdurchschnitts bereitstellt, die ein Programm zur Erfüllung der in Artikel 126 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union genannten Bedingungen der wirtschaftlichen Konvergenz vorweisen; 

BEKUNDEN ihre Absicht, ein größeres Maß an Flexibilität bei der Zuweisung von Finanzmitteln aus den Strukturfonds 

für besondere Bedürfnisse vorzusehen, die nicht von den derzeitigen Strukturfonds abgedeckt werden; 

BEKUNDEN ihre Bereitschaft, die Höhe der Unionsbeteiligung an Programmen und Vorhaben im Rahmen der 

Strukturfonds zu differenzieren, um einen übermäßigen Anstieg der Haushaltsausgaben in den weniger 

wohlhabenden Mitgliedstaaten zu vermeiden; 

ERKENNEN AN, dass die Fortschritte im Hinblick auf den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt 

laufend überwacht werden müssen, und bekunden ihre Bereitschaft, alle dazu erforderlichen Maßnahmen zu prüfen; 

ERKLÄREN ihre Absicht, der Beitragskapazität der einzelnen Mitgliedstaaten im Rahmen des Systems der 

Eigenmittel stärker Rechnung zu tragen und zu prüfen, wie für die weniger wohlhabenden Mitgliedstaaten 

regressive Elemente im derzeitigen System der Eigenmittel korrigiert werden können; 

KOMMEN ÜBEREIN, dieses Protokoll dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union beizufügen. 
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